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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festlegung eines Mehrjahresplans 
für die Dorschbestände der Ostsee und für die Fischereien, die diese Bestände befischen
(KOM(2006)0411 – C6-0281/2006 – 2006/0134(CNS))

(Verfahren der Konsultation)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an den Rat (KOM(2006)0411)1,

– gestützt auf Artikel 37 des EG-Vertrags, gemäß dem es vom Rat konsultiert wurde 
(C6-0281/2006),

– gestützt auf Artikel 51 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis des Berichts des Fischereiausschusses und der Stellungnahme des 
Ausschusses für Umweltfragen, Volksgesundheit und Lebensmittelsicherheit 
(A6-0000/2007),

1. billigt den Vorschlag der Kommission in der geänderten Fassung;

2. fordert die Kommission auf, ihren Vorschlag gemäß Artikel 250 Absatz 2 des EG-
Vertrags entsprechend zu ändern;

3. fordert den Rat auf, es zu unterrichten, falls er beabsichtigt, von dem vom Parlament 
gebilligten Text abzuweichen;

4. fordert den Rat auf, es erneut zu konsultieren, falls er beabsichtigt, den Vorschlag der 
Kommission entscheidend zu ändern;

5. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission zu übermitteln.

Vorschlag der Kommission Änderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1
Artikel 7

Abweichend von Artikel 6 kann der Rat, 
wenn er dies für angemessen hält, eine 
TAC festsetzen, die niedriger ist als die
TAC, die sich aus der Anwendung von 

Abweichend von Artikel 6 kann der Rat, 
wenn er dies für angemessen hält, eine 
TAC festsetzen, die von der TAC 
abweicht, die sich aus der Anwendung von 

  
1 Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.
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Artikel 6 ergibt. Artikel 6 ergibt.

Begründung

Diese Änderung erhöht die Flexibilität bei der Festlegung der TAC.

Änderungsantrag 2
Artikel 8 Titel

Verfahren zur Festlegung von Zeiträumen, 
in denen die Fischerei mit Fanggeräten mit 
einer Maschenöffnung von 90 mm oder 
mehr oder mit Grundleinen erlaubt ist

Verfahren zur Festlegung von Zeiträumen, 
in denen die Fischerei auf Dorsch mit 
Fanggeräten mit einer Maschenöffnung 
von 90 mm oder mehr erlaubt ist

Begründung

Es muss ausdrücklich darauf hingewiesen werden, dass die Beschränkungen nach Artikel 8 
nur die Fischerei auf Dorsch betreffen. Darüber hinaus ist eine Einschränkung der 
Verwendung von Grundleinen nicht zu empfehlen. Dieses Fanggerät kommt auch beim Fang 
auf folgende anderen Arten zum Einsatz: Plattfisch, Steinbutt, Lachs, Meerforelle, Zander und  
Scholle.

Änderungsantrag 3
Artikel 8 Absatz 1

1. Die Fischerei mit Schleppnetzen, 
Snurrewaden oder ähnlichen Fanggeräten 
mit einer Maschenöffnung von 90 mm oder 
mehr, mit Kiemen-, Verwickel- und 
Trammelnetzen mit einer Maschenöffnung 
von 90 mm oder mehr oder mit 
Grundleinen ist in folgenden Zeiträumen 
verboten:

1. Die Fischerei mit Schleppnetzen, 
Snurrewaden oder ähnlichen Fanggeräten 
mit einer Maschenöffnung von 90 mm oder 
mehr, mit Kiemen-, Verwickel- und 
Trammelnetzen mit einer Maschenöffnung 
von 90 mm oder mehr ist in folgenden 
Zeiträumen verboten:

Begründung

Grundleinen kommen auch beim Fang auf andere Arten zum Einsatz: Plattfisch, Steinbutt, 
Lachs, Meerforelle, Zander und  Scholle.

Änderungsantrag 4
Artikel 8 Absatz 3

3. Liegt die fischereiliche Sterblichkeit für 
einen der Dorschbestände nach 
Einschätzung des STECF um wenigstens 

3. Liegt die fischereiliche Sterblichkeit für 
einen der Dorschbestände nach 
Einschätzung des STECF um wenigstens 
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10 % über dem in Artikel 4 definierten 
Mindestwert für die fischereiliche 
Sterblichkeit, wird die Gesamtzahl der 
Tage, an denen die Fischerei mit den in 
Absatz 1 genannten Fanggeräten erlaubt 
ist, gegenüber der entsprechenden 
Gesamtzahl des laufenden Jahres um 10 %
reduziert.

10 % über dem in Artikel 4 definierten 
Mindestwert für die fischereiliche 
Sterblichkeit, wird die Gesamtzahl der 
Tage, an denen die Fischerei mit den in 
Absatz 1 genannten Fanggeräten erlaubt 
ist, gegenüber der entsprechenden 
Gesamtzahl des laufenden Jahres um 8 %
reduziert.

Begründung

Vertreter des Fischereigewerbes haben im des Rahmen Regionalen Beirates für die Ostsee die 
Auffassung geäußert, dass eine Reduzierung der Fangtage um 10 % zu weit gehen würde.

Änderungsantrag 5
Artikel 12 Absatz 1

1. Abweichend von Artikel 6 Absatz 4 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2847/93 des Rates 
zur Einführung einer Kontrollregelung für 
die gemeinsame Fischereipolitik1 führen 
die Kapitäne aller Gemeinschaftsschiffe 
mit einer Länge über alles von acht Metern 
oder mehr ein Logbuch über ihre Tätigkeit 
gemäß Artikel 6 der genannten 
Verordnung.

1. Abweichend von Artikel 6 Absatz 4 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2847/93 des Rates 
zur Einführung einer Kontrollregelung für 
die gemeinsame Fischereipolitik1 führen 
die Kapitäne aller Gemeinschaftsschiffe 
mit einer Länge über alles von acht Metern 
oder mehr, die auf der Grundlage einer 
speziellen Fangerlaubnis für Dorsch in 
der Ostsee gemäß Artikel 11 dieser 
Verordnung einer Fangtätigkeit 
nachgehen, ein Logbuch über ihre 
Tätigkeit gemäß Artikel 6 der genannten 
Verordnung.

Begründung

Durch diese Änderung wird der besonderen Beschaffenheit der Untergebiete 29-32 Rechnung 
getragen, in denen es praktisch keine Dorschbestände gibt. Schiffe, die in diesen Gebieten 
eine Fangtätigkeit ausüben, können ihre Fänge gemäß Artikel 6 Absatz 4 der Verordnung 
(EWG) Nr. 2847/93 melden.

Änderungsantrag 6
Artikel 13

Artikel 13 entfällt

  
1 ABl. L 261 vom 20.10.1993, S. 1. Zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 768/2005 (ABl. L 
128 vom 21.5.2005, S. 1).



PR\631065DE.doc PE 378.704v01-008/15 PR\631065DE.doc

DE

Elektronische Erfassung und 
Übermittlung von Fangdaten

1. Abweichend von Artikel 1 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2807/83 der 
Kommission vom 22. September 1983 zur 
Festlegung der Einzelheiten der 
Aufzeichnung von Informationen über 
den Fischfang durch die Mitgliedstaaten  
können Fischereifahrzeuge, die mit VMS 
ausgerüstet sind, elektronische 
Datenerfassungsgeräte an Bord 
mitführen, die von den zuständigen 
Behörden des Flaggenmitgliedstaates 
genehmigt wurden, und mit deren Hilfe 
die Angaben zu den Fangtätigkeiten, 
deren Eintragung in das Logbuch 
obligatorisch ist, elektronisch erfasst und 
übermittelt werden können.
2. Die Fischereifahrzeuge nach Absatz 1 
übermitteln alle Fangdaten, deren 
Eintragung in das Logbuch obligatorisch 
ist, dem Fischereiüberwachungszentrum 
des Flaggenmitgliedstaats. Die 
Fischereiüberwachungszentren der 
Flaggemitgliedstaaten sorgen dafür, dass 
solche Daten in computerlesbarer Form 
aufgezeichnet und drei Jahre lang 
aufbewahrt werden.
3. Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass 
ihr jeweiliges 
Fischereiüberwachungszentrum die 
Daten nach Absatz 2 wenigstens täglich 
und, sofern ein 
Fischereiüberwachungszentrum dies 
wünscht, in kürzeren Zeitabständen 
erhält.
4. Die Flaggenmitgliedstaaten leiten die 
Daten, die sie nach Absatz 2 erhalten, 
täglich an das 
Fischereiüberwachungszentrum des 
Küstenstaates weiter, in dessen Gewässern 
sich ihre Fischereifahrzeuge aufhalten.
Das Fischereiüberwachungszentrum des 
Küstenstaates kann diese Daten auf 
Anfrage in kürzeren Zeitabständen 
erhalten.
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Begründung

Die vorgeschlagenen Lösungen setzen umfassende Beratungen mit dem Fischereisektor, 
insbesondere hinsichtlich der Zielgruppe (unter Berücksichtigung der Schiffslänge), sowie der 
Kosten dieser Lösungen voraus. Die Ergebnisse dieser Konsultationen sollten in eine neue 
Verordnung über die elektronische Aufzeichnung und Weiterleitung von Informationen über 
den Fischfang einfließen.

Änderungsantrag 7
Artikel 16

Abweichend von Artikel 5 Absatz 2 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2807/83 beträgt 
der höchstzulässige Fehler bei der 
Schätzung der Mengen (in kg) der an Bord 
von Fischereifahrzeugen befindlichen 
Arten, für die TAC festgelegt wurden, 
gegenüber den Angaben im Logbuch 8 %.

Abweichend von Artikel 5 Absatz 2 der 
Verordnung (EWG) Nr. 2807/83 beträgt 
der höchstzulässige Fehler bei der 
Schätzung der Mengen (in kg) der an Bord 
von Fischereifahrzeugen befindlichen 
Arten, für die TAC festgelegt wurden, 
gegenüber den Angaben im Logbuch 10 %.

Werden Fänge unsortiert angelandet, 
beträgt der höchstzulässige Fehler bei der 
Schätzung der Mengen 8 % der an Bord 
behaltenen Gesamtmenge.

Werden Fänge unsortiert angelandet, 
beträgt der höchstzulässige Fehler bei der 
Schätzung der Mengen 10 % der an Bord 
behaltenen Gesamtmenge.

Begründung

Sowohl der Regionale Beirat für die Ostsee als auch die Mitgliedstaaten empfehlen die 
Erhöhung des höchstzulässigen Fehlers auf 10 %.

Änderungsantrag 8
Artikel 17 Absatz 2

2. Hat ein Fischereifahrzeug bei der 
Ausfahrt aus dem Gebiet A, dem Gebiet B 
oder den Untergebieten 28 bis 32 (Gebiet 
C) mehr als 100 kg Dorsch an Bord, so

2. Hat ein Fischereifahrzeug bei der 
Ausfahrt aus dem Gebiet A, dem Gebiet B 
oder den Untergebieten 28 bis 32 (Gebiet 
C) mehr als 100 kg Dorsch an Bord, 
informiert der Kapitän des Schiffes 
umgehend die zuständige 
Fischereiaufsicht über die Fangmenge, 
die auf die jeweiligen Gebiete entfällt.

a) läuft es direkt einen Hafen in seinem 
letzten Fanggebiet an und landet den 
Fisch an oder
b) läuft es direkt einen Hafen außerhalb 
seines letzten Fanggebiets an und landet 
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den Fisch an.
c) Verlässt das Schiff sein Fanggebiet, so 
sind die Netze wie folgt so zu verstauen, 
dass sie nicht ohne weiteres eingesetzt 
werden können:
i) Netze, Gewichte und ähnliches Geschirr 
sind von den Scherbrettern, 
Befestigungstauen und Leinen zu lösen;
ii) Netze, die sich an oder über Deck 
befinden, sind sicher an einem Teil der 
Deckaufbauten festzuzurren.

Begründung

Die von der Kommission vorgeschlagenen Bestimmungen sind nur äußerst kompliziert 
umzusetzen und erschweren die Fangmöglichkeiten an der Grenze zwischen zwei Gebieten
unnötig.

Änderungsantrag 9
Artikel 20 Absatz 1

1. Fischereifahrzeuge mit mehr als 100 kg
Dorsch an Bord dürfen mit dem Anlanden 
erst beginnen, wenn die zuständigen 
Behörden des Anlandeortes hierzu die 
Genehmigung erteilt haben.

1. Fischereifahrzeuge mit mehr als 300 kg
Dorsch an Bord dürfen mit dem Anlanden 
erst beginnen, wenn die zuständigen 
Behörden des Anlandeortes hierzu die 
Genehmigung erteilt haben.

Begründung

Nach Auffassung des Regionalen Beirates für die Ostsee und der Mitgliedstaaten sollte die 
meldepflichtige Mindestmenge Dorsch auf 300 kg erhöht werden.

Änderungsantrag 10
Artikel 22 Absatz 1

1. Dorschschutzgebiete dürfen nur 
durchfahren werden, wenn das an Bord 
mitgeführte Fanggerät gemäß den in 
Artikel 17 Absatz 2 Buchstabe c) 
festgelegten Bedingungen sicher 
festgezurrt und verstaut ist.

1. Dorschschutzgebiete dürfen nur 
durchfahren werden, wenn das an Bord 
mitgeführte Fanggerät sicher festgezurrt 
und verstaut ist, so dass sie nicht ohne 
weiteres eingesetzt werden können:

a) Netze, Gewichte und ähnliche Geräte 
sind von den Scherbrettern sowie Zug-
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oder Schleppkabeln und -seilen zu lösen;
b) Netze, die sich an oder über Deck 
befinden, sind sicher an einem Teil der 
Deckaufbauten festzuzurren.

Begründung

Infolge der Streichung von Artikel 17, auf den Artikel 22 Bezug nimmt, müssen die 
Bestimmungen aus Artikel 17 in Artikel 22 aufgenommen werden.

Änderungsantrag 11
Artikel 27 Absatz 1

1. Die Kommission bewertet im dritten 
Jahr der Anwendung dieser Verordnung 
und in jedem darauf folgenden Jahr auf der 
Grundlage der Gutachten des STECF und 
des Regionalbeirates für die Ostsee die 
Auswirkungen der 
Bestandsbewirtschaftungsmaßnahmen auf 
die betreffenden Bestände und auf die 
Fischereien, die diese Bestände befischen.

1. Die Kommission bewertet im zweiten 
Jahr der Anwendung dieser Verordnung 
und in jedem darauf folgenden Jahr auf der 
Grundlage der Gutachten des STECF und 
des Regionalen Beirates für die Ostsee die 
Auswirkungen der 
Bestandsbewirtschaftungsmaßnahmen auf 
die betreffenden Bestände und auf die 
Fischereien, die diese Bestände befischen.

Begründung

Die Anwendung dieser Verordnung hat sowohl für die Dorschbestände in der Ostsee als auch 
für den Fischereisektor weit reichende Konsequenzen. Deshalb müssen Informationen, wie 
z. B. die Auswirkungen der Bewirtschaftungsmaßnahmen auf die Bestände, schnellstmöglich 
vorliegen.

Änderungsantrag 12
Artikel 27 Absatz 2

2. Die Kommission holt im dritten Jahr der 
Anwendung dieser Verordnung und in 
jedem darauf folgenden Jahr beim STECF 
wissenschaftliche Gutachten zur erreichten 
Umsetzung der in Artikel 4 genannten 
Ziele ein. Geht aus den Gutachten hervor, 
dass die Ziele wahrscheinlich nicht erreicht 
werden, entscheidet der Rat mit 
qualifizierter Mehrheit über einen 
Vorschlag der Kommission über 
zusätzliche und/oder alternative 
Maßnahmen, mit deren Hilfe die 

2. Die Kommission holt im zweiten Jahr 
der Anwendung dieser Verordnung und in 
jedem zweiten darauf folgenden Jahr beim 
STECF wissenschaftliche Gutachten zur 
erreichten Umsetzung der in Artikel 4 
genannten Ziele ein.  Geht aus den 
Gutachten hervor, dass die Ziele 
wahrscheinlich nicht erreicht werden, 
entscheidet der Rat mit qualifizierter 
Mehrheit über einen Vorschlag der 
Kommission über zusätzliche und/oder 
alternative Maßnahmen, mit deren Hilfe 
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Verwirklichung der Ziele gewährleistet 
werden soll.

die Verwirklichung der Ziele gewährleistet 
werden soll.

Begründung

Die Anwendung dieser Verordnung hat sowohl für die Dorschbestände in der Ostsee als auch 
für den Fischereisektor weit reichende Konsequenzen. Deshalb müssen Informationen, wie 
z. B. die Auswirkungen der Bewirtschaftungsmaßnahmen auf die Bestände, schnellstmöglich 
vorliegen.

Änderungsantrag 13
Artikel 27 a (neu)

Artikel 27a
Überwachung der sozialen und 

wirtschaftlichen Auswirkungen dieser 
Verordnung

Die Kommission erstellt einen Bericht 
über die sozialen und wirtschaftlichen 
Auswirkungen dieser Verordnung für den 
Fischereisektor. Dabei berücksichtigt sie 
insbesondere die Beschäftigungsstruktur 
und die wirtschaftliche Lage von Fischern 
und Reedern sowie von Unternehmen, die 
in den Bereichen Fischerei auf Dorsch 
und Verarbeitung von Dorsch tätig sind. 
Die Kommission erstellt diesen Bericht 
erstmals im zweiten Jahr der Anwendung 
dieser Verordnung und anschließend in 
jedem zweiten darauf folgenden Jahr. Der 
Bericht wird dem Europäischen 
Parlament bis zum 30. April vorgelegt.

Begründung

In Anbetracht der weit reichenden Auswirkungen dieser Verordnung auf den Fischereisektor 
ist eine lückenlose Überwachung der Anwendung dieser Richtlinie und ihrer eventuellen 
negativen sozialen und wirtschaftlichen Auswirkungen unbedingt erforderlich.
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BEGRÜNDUNG

Bei der vorliegenden Verordnung des Rates handelt es sich um einen bereits seit geraumer 
Zeit angekündigten richtungsweisenden Legislativvorschlag, mit dem der Versuch 
unternommen wird, die grundlegenden und langfristigen Probleme der Fischerei in einem der 
anfälligsten europäischen Gewässer zu lösen. Allein schon aus diesem Grund ist den 
Verfassern dieses Dokuments zu danken. Sie haben sich der schwierigen Aufgabe 
angenommen, ein langfristiges Programm für die Wiederauffüllung der Dorschbestände und 
den Fang von Dorsch, des wichtigsten Fisches in der Ostsee, vorzulegen. Die Ausarbeitung 
eines umfassenden Konzepts, das die Erzielung der erwarteten Ergebnisse garantiert, 
erforderte die Heranziehung sämtlicher (wissenschaftlicher) Ausgangsdaten und umfassende 
Kenntnisse möglicher sozialer und wirtschaftlicher Auswirkungen. In diesem Zusammenhang 
müssen unbedingt gründliche und allseitige Konsultationen mit allen Beteiligten (Fischer, 
Wissenschaftler und Politiker) durchgeführt werden. Gegenwärtig stellt sich die Frage, wie 
diese Aufgabe zufriedenstellend umgesetzt werden kann.
Diese Verordnung konzentriert sich in erster Linie auf den Dorsch, was daraus ersichtlich 
wird, wie das Dokument verfasst wurde. Der Vorschlag ist so hermetisch abgefasst, dass er im 
Hinblick auf die grundlegenden Legislativvorschläge eine Art Schutzschicht vor „unnötigen“ 
Zusätzen bildet. Im Falle des Dorsches, von dem die Existenz vieler Familien abhängt, hätten 
diese sicherlich die sozialen und wirtschaftlichen Auswirkungen infolge beabsichtigter 
Fangbeschränkungen und strengerer Regeln, vor denen sich Tausende Menschen in der 
Ostseeregion fürchten. Die Vertreter des Fischereigewerbes weisen vor allem auf das Problem 
hin, dass in der Begründung des Vorschlags für eine Verordnung nicht auf Mittel aus dem 
Europäischen Fischereifonds eingegangen wird, mit denen die negativen wirtschaftlichen 
Auswirkungen des vorgelegten Planes abgemildert werden könnten. Außerdem enthält der 
Vorschlag kaum Angaben zur Biologie der Ostsee. Es scheint, als behandle der Plan die 
Dorschfischerei, ohne den verschiedenen Fanggebieten Rechnung zu tragen, wie z.B. den 
Besonderheiten des Fischfangs in Küstengebieten.
In diesem Zusammenhang unterbreitet der Berichterstatter folgende konkrete Hinweise:

1. Bereits der Titel der Verordnung stößt auf Vorbehalte. Daher wird folgende Änderung 
vorgeschlagen: Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Festlegung eines 
Mehrjahresplans für Bewirtschaftung der Dorschbestände der Ostsee und für die Fischereien, 
die diese Bestände befischen. An dieser Stelle soll darauf hingewiesen werden, dass der 
Vorschlag auf dem bisherigen klassischen Dreiachsansatz für die Bewirtschaftung von 
Fischbeständen basiert: Reduzierung der Quoten, Verringerung des Fischereiaufwands und 
Zunahme der Überprüfungen.

2. Das Dokument wurde im Jahr 2006 verfasst und muss deshalb aktualisiert werden, z.B. 
durch einen Verweis auf die Johannesburger Erklärung, in der gefordert wird, die 
Fischbestände nach Möglichkeit bis spätestens 2015 wiederaufzufüllen, und unter 
Berücksichtigung des Konzepts des Maximalen Nachhaltigen Ertrags zu bewirtschaften 
(MSY-Bewirtschaftung). Ferner sollte angesichts der Beschlüsse des Rates von Luxemburg 
Artikel 16 von Kapitel V aktualisiert werden, da der höchstzulässige Fehler im Logbuch von 
8 % auf 10 % erhöht wurde, was die Mehrzahl der Mitgliedstaaten bereits seit langem 
gefordert hat. Dem wird auch in Änderungsantrag 7 dieses Entwurfs eines Berichts Rechnung 
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getragen.

3. Angesichts der Bedeutung dieses Dokuments und seiner sachlichen Stichhaltigkeit löst 
folgende Aussage, die sich auf der zweiten Seite der Begründung befindet, Verwunderung 
aus: „Wegen der Unsicherheitsmarge bei der Bestandsgrößenschätzung ist der ICES nicht in 
der Lage, Fangprognosen mit der zur Umsetzung des Plans erforderlichen Genauigkeit 
vorzulegen.“ Dabei sind gerade die Daten der ICES in wissenschaftlicher Hinsicht von 
entscheidender Bedeutung und bilden die entscheidende Grundlage der Verordnung in ihrer 
jetzigen Form.

4. Es fällt schwer, sich des Eindrucks zu erwehren, dass die Überzeugung, die 
Fangkapazitäten der Dorschflotte in der Ostsee überstiegen gegenwärtig die bestehenden 
Fangquoten bei Weitem, auf das in diesem Dokument enthaltene 
Wiederauffüllungsprogramm großen Einfluss gehabt hat. Nach wie vor fehlt auf 
Gemeinschaftsebene und auf Ebene der einzelnen Mitgliedstaaten ein systematischer 
Vorschlag zur Lösung dieses Problems. Es wird verstärkt gefordert, entschieden gegen 
„automatische“ Entscheidungen zum Flottenabbau vorzugehen. Viel mehr müssten Lösungen 
gesucht werden, die dem Erhalt einer bestimmten Fangkapazität bis zum Moment der 
Wiederauffüllung der Bestände dienen, damit zu diesem Zeitpunkt entsprechende 
Fangkapazitäten zur Verfügung stehen.

5. Der Berichterstatter hat sich entschieden, in seinen Änderungsanträgen zu der Verordnung 
nicht auf die Länge der Schonzeiten im Sommer einzugehen. Es sollte jedoch darauf 
hingewiesen werden, dass diejenigen Mitgliedstaaten, die nach Möglichkeiten weiterer 
Beschränkungen des Fischereiaufwandes durch eine weitere Verringerung der Fangtage für 
die Fischerei auf Dorsch suchen, eher zu so genannten „Tagen auf See“ und nicht zu 
Schonzeiten neigen. Früher oder später wird diese Frage sicher im Rahmen der Debatte über 
diesen Plan erörtert werden.

6. Im Hinblick auf weitere Fragen, zu denen keine Änderungsanträge vorgelegt wurden, sollte 
darauf Wert gelegt werden, dass: 

a) auf Seite 3 der Begründung betont wird, dass die Verwendung von BACOMA-Netzen den 
Fang von untermaßigem Dorsch erheblich verringert hat. Es ist zu Bedauern, dass nicht auf 
das ebenso wirksame T-90-Netz verwiesen wird, über das während der Aussprache des 
Fischereiausschusses so viel diskutiert wurde.

b) das Problem, das in den Artikeln 15 und 17 der Verordnung auftritt, gelöst wird. Wegen 
der übermäßig hohen Verwaltungskosten verlangen Lettland und Litauen die Streichung von 
Artikel 15 Absatz 2 letzter Satz und von Absatz 3. Der Regionale Beirat für die Ostsee 
empfiehlt die Ausweitung des Geltungsbereichs von Artikel 17 auf das Untergebiet 28-2 
(Lettland) im Gebiet A.

c) Fischer aus dem südlichen Teil der Ostsee haben folgende Fragen angesprochen:

- die große Gefahr für die Sicherheit des Dorschbestands infolge der Verwendung von 
Ankerhamen und Haken;
- die unbegründete Herabspielung der Bedrohung für die Dorschbestände durch Angler;
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- die dringende Notwendigkeit, die Befugnisse der Regionalen Beiräte zu erweitern, wofür 
sich auch andere Länder aussprechen;
- die Berücksichtigung des eingeschränkten Zugangs der Fischer zu Kommunikationsmitteln 
aufgrund technischer Probleme.

7. Der Berichterstatter hat gemäß den bei der Erstellung von Berichten geltenden Regelungen 
von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, seine Anmerkungen zu dem Vorschlag für eine 
Verordnung durch Änderungsanträge deutlich zu machen. Insgesamt wurden 13 
Änderungsanträge unterbreitet. Der Berichterstatter hofft, die übrigen Mitglieder von seinen 
Änderungen überzeugen zu können. Diese Änderungen zielen auf eine Rationalisierung der 
Gemeinschaftspolitik im Hinblick auf Dorsch ab und sollen einen Ausgleich zwischen der 
Notwendigkeit der Wiederauffüllung der Bestände einerseits und der Aufrechterhaltung des 
Fangpotentials und der Existenz der Bevölkerung in den Küstengebieten andererseits 
herbeiführen. Deshalb hat der Berichterstatter unter anderem vorgeschlagen, die Fangtage nur 
um 8 % statt um 10 % zu reduzieren und die Fangmenge, die der Meldepflicht unterliegt, von 
100 kg auf 300 kg zu erhöhen sowie die Fischereimöglichkeiten an den Gebietsgrenzen zu 
vereinfachen. Der Berichterstatter spricht sich ferner dafür aus, Artikel 13 noch einmal 
eingehend zu erörtern, und hat zudem einen Schlussartikel aufgenommen, der die Europäische 
Union zu einer lückenlosen Überwachung eventueller negativer sozialer und wirtschaftlicher 
Auswirkungen verpflichtet.
Abschließend muss darauf hingewiesen werden, dass die frühere Verordnung des Rates 
Nr. 2371/2002 (EG), auf die auch in diesem Dokument Bezug genommen wird, darauf 
abzielte, bei der Umsetzung grundlegender Reformen in der Fischereipolitik Vorsicht walten 
zu lassen, auch bei der Bestandsbewirtschaftung und der Bewertung der sozialen und 
wirtschaftlichen Auswirkungen der jeweiligen Reformen. Diese Herangehensweise ist auch 
nach dem Beitritt von vier Ostseeanrainerstaaten zur EU höchst aktuell.
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